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1. Minijobgrenze wird – mit Übergangsrege-
lungen – auf 450 € angehoben

Neue Minijobs: Minijobber sollen ab dem 1.1.2013 mehr verdienen 
können. Dafür wird die Geringfügigkeitsgrenze von 400 € auf 450 € 
angehoben. 

Begleitend wird für Neubeschäftigungen ab dem 1.1.2013 eine 
grundsätzliche Rentenversicherungspfl icht eingeführt, die der so-
zialen Absicherung von Minijobbern dienen soll. Minijobber haben 
demnach den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag des Arbeitge-
bers von 15 % bis zum allgemeinen Beitragssatz der gesetzlichen 
Rentenversicherung von im Jahr 2013 voraussichtlich 18,9 % (zzt. 
19,6 %) zu ergänzen. Ist dies nicht gewünscht, kann sich der ge-
ringfügig Beschäftigte von der Rentenversicherungspfl icht befreien 
lassen. 

Bestehende Minijobs: Bei bestehenden Arbeitsverhältnissen – Be-
ginn vor dem 1.1.2013 – ändert sich nichts. Bei Entgelterhöhungen 
über 400 € für bestehende Minijobs kommt die Neuregelung zum 
Tragen, bei der automatisch Rentenversicherungspfl icht eintritt, mit 
der Möglichkeit sich davon befreien zu können.

Jobs zwischen 400 € und 450 €: Arbeitnehmer, die am 31.12.2012 
bereits in einer bestehenden Beschäftigung kranken-, pfl ege- und 
arbeitslosenversicherungspfl ichtig sind und ein monatliches Arbeits-
entgelt zwischen 401 und 450 € erzielen, bleiben in dieser Beschäf-
tigung längstens bis zum 31.12.2014 versicherungspfl ichtig zu 
diesen Versicherungszweigen; es sei denn, das Arbeitsentgelt fällt 
unter 400 €. Arbeitnehmer können allerdings die Übergangsregelung 
abwählen und sich von der Versicherungspfl icht befreien lassen.

Wird ein Befreiungsantrag bis zum 1.4.2013 bei der Krankenkasse 
gestellt, wirkt dieser rückwirkend zum 1.1.2013. Der Befreiungsan-
trag für die Arbeitslosenversicherung muss bei der Bundesagentur 
für Arbeit beantragt werden. Ein später gestellter Befreiungsantrag 
soll mit Beginn des auf den Antragsmonat folgenden Kalendermo-
nats wirken.

Gleitzonenregelung: Auch die Grenzen für Gleitzonenbeschäftigte 
von 400 € bis 800 € werden auf 451 € bis 850 € angepasst. Be-
sondere Übergangsfristen wurden geschaffen für vor dem 1.1.2013 
bestehende Beschäftigungsverhältnisse mit Entgelten zwischen 401 
€ und 450 € bzw. mit Entgelten zwischen 801 € und 850 €.

2. Die elektronische Bilanz (E-Bilanz) – 
eine Herausforderung  

Bilanzierende Unternehmen müssen für die Wirtschaftsjahre ab 
2013 Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich 
vorgeschriebener Gliederung an die Finanzverwaltung elektronisch 
übermitteln. 

Dies gilt unabhängig von der Rechtsform und der Größenklasse 
des bilanzierenden Unternehmens. Auch die anlässlich einer Be-
triebsveräußerung, Betriebsaufgabe, Änderung der Gewinnermitt-
lungsart, eines Gesellschafterwechsels oder in Umwandlungsfällen 
aufzustellende Bilanz (E-Bilanz) ist durch Datenfernübertragung 
an die Finanzverwaltung zu übermitteln. 

Das Bundesfi nanzministerium hat das Anwendungsschreiben zur 
elektronischen Übermittlung von Bilanzen sowie Gewinn- und Ver-
lustrechnungen veröffentlicht. Auch die anzuwendende Gliederung 
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für Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung – die sog. Taxonomie 
– steht nun fest. Die neue Taxonomie steht unter www.esteuer.de 
zum Abruf bereit. Sie gilt für die Bilanzen der Wirtschaftsjahre ab 
2012 und so lange, bis eine aktualisierte Taxonomie veröffentlicht 
wird. Voraussichtlich ab November 2012 wird die Übermittlungs-
möglichkeit mit dieser neuen Taxonomie gegeben sein. 

Die noch verbleibende Übergangszeit müssen Unternehmen nun 
nutzen, um nach einer gründlichen Analyse die notwendigen Um-
stellungen in Rechnungswesen und Datenverarbeitung in Zusam-
menarbeit mit den externen Stellen (Softwarelieferant) und mit 
uns vorzunehmen! 

3. Einführung der elektronischen 
Lohnsteuerkarte

Der Übergang vom papiergebundenen Verfahren zum neuen elektro-
nischen Verfahren ELStAM (Elektronische Lohnsteuer Abzugsmerk-
male) ist nunmehr für das Jahr 2013 vorgesehen. Er wird schritt-
weise vollzogen. Dadurch soll allen Beteiligten ein reibungsloser 
Übergang in das neue Verfahren ermöglicht werden. 

Die Lohnsteuerkarte 2010 behält bis zur erstmaligen Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale im Jahr 2013 weiter 
ihre Gültigkeit. Der Arbeitgeber muss daher die Lohnsteuerkarte 
des Jahres 2010 bis zur Einführung des elektronischen Verfahrens 
aufbewahren. Erst nach Einführung des elektronischen Verfahrens 
darf die Lohnsteuerkarte vernichtet werden. 

Flexible Regelung für Arbeitgeber: Arbeitgeber, die das elektro-
nische Verfahren nutzen, können die von der Finanzverwaltung 
bereitgestellten elektronischen Lohnsteuer-Abzugsmerkmale ihrer 
Arbeitnehmer, wie z. B. die Steuerklasse und Freibeträge, abrufen. 
Dazu benötigen sie lediglich dessen Identifi kationsnummer sowie 
Geburtsdatum. Der Abruf der Daten durch den Arbeitgeber ist frei-
willig ab 1.11.2012 möglich. Ab 1.1.2013 besteht zwar für jeden Ar-
beitgeber die Pfl icht, das Verfahren zu nutzen. Die Finanzverwaltung 
gewährt jedoch eine Kulanzfrist bis zum 31.12.2013. 
Jeder Arbeitgeber kann in diesem Zeitraum selbst entscheiden, wann 
er mit der Nutzung beginnt oder ob er das Verfahren zunächst nur 
für einen Mitarbeiter oder aber gleich für mehrere Arbeitnehmer 
durchlaufen lassen möchte. Es muss jedoch mindestens eine Abrech-
nung pro Arbeitnehmer in 2013 mit ELStAM erfolgen. Als spätester 
Umstiegszeitpunkt muss die Lohnabrechnung 12/2013 gewählt 
werden! 

Erleichterungen für Arbeitnehmer: Seit dem 13.9.2012 sind die EL-
StAM für den Abruf durch die Arbeitnehmer auf der Internetseite 
„www.elster.de” freigeschaltet. Im Rahmen des Registrierungsver-
fahrens erhält der Arbeitnehmer eine PIN, die ihm an seinen Haupt-
wohnsitz geschickt wird und durch die nur er Einsicht in sämtliche 
gespeicherten Daten erhält. Der Arbeitnehmer muss dem für ihn zu-
ständigen Finanzamt gegenüber nur noch tätig werden, wenn sich 
die persönlichen Verhältnisse in Bezug auf  die vorhandenen Daten 
geändert haben. 

Bitte beachten Sie! In der Vergangenheit übernahm das Finanzamt 
die Freibeträge aus den Vorjahren automatisch. Die auf der Lohn-
steuerkarte 2010/Ersatzbescheinigung 2011 bzw. 2012 für den Über-
gangszeitraum eingetragenen Freibeträge und antragsgebundenen 
Kinderzähler (z. B. für Kinder, die zu Beginn des Kalenderjahres 2012 
oder zu Beginn des Kalenderjahres 2013 das 18. Lebensjahr voll-
endet haben oder Pfl egekinder) gelten im elektronischen Abrufver-
fahren grundsätzlich nicht weiter. Folglich sind diese für das Ka-
lenderjahr 2013 beim zuständigen Finanzamt neu zu beantragen. 
Diese Anträge können und sollten jetzt schon gestellt werden, um 
steuerliche Nachteile zu vermeiden. Sie sind aber – spätestens bis 

zum 30.11.2013 – auf amtlichen Vordrucken zu stellen. Arbeitge-
ber sollten ihre Arbeitnehmer darüber persönlich oder über einen 
Aushang zwingend informieren! 

4. Geplante Änderungen durch das „Jahres-
steuergesetz 2013“

Mit dem „Jahressteuergesetzes 2013“ beabsichtigt der Gesetzgeber 
diverse Anpassungen an Recht und Rechtsprechung der Europäi-
schen Union – insbesondere an die EU-Amtshilferichtlinie – sowie 
Maßnahmen zur Sicherung des Steueraufkommens. Dazu sind u. a. 
folgende Änderungen geplant:

• Die 1-%-Regelung benachteiligt nach Auffassung der Bundes-
regierung Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge, weil deren Lis-
tenpreis derzeit höher ist als der von Kraftfahrzeugen mit Ver-
brennungsmotor. Hier sind Vergünstigungen vorgesehen. 

• Arbeitnehmer sollen auf Antrag die Geltungsdauer von Freibe-
trägen künftig auf zwei Kalenderjahre verlängern können.

• Im Interesse des Bürokratieabbaus sollen die Aufbewahrungs-
fristen zunächst ab 2013 auf 8 und in einem weiteren Schritt 
ab 2015 auf 7 Jahre verkürzt und vereinheitlicht werden. Dies 
hatte der Bundesrat zwar in seiner Stellungnahme vom 6.7.2012 
abgelehnt. Die Bundesregierung will jedoch daran festhalten.

• Für die den freiwilligen Wehrdienst und freiwillige Wehr-
übungen Leistenden werden zukünftig nur noch die Gehalts-
bestandteile „Wehrsold“ sowie „Dienstgeld“ steuerfrei gestellt. 
Die weiteren Bezüge, z. B. Wehrdienstzuschlag, besondere Zu-
wendungen sowie unentgeltliche Unterkunft und Verpfl egung, 
unterfallen der Steuerpfl icht.

• Der Sonderausgabenabzug soll auch für Beiträge eines Basis-
kranken- bzw. Pfl egeversicherungsschutzes an ein Versiche-
rungsunternehmen außerhalb der EU oder der Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten. 

• Eine Neuregelung soll dafür sorgen, dass der Anwendungsbe-
reich des Pfl egepauschbetrages in Höhe von 924 € auf die häus-
liche Pfl ege im gesamten EU-/EWR-Ausland – also unabhängig 
vom Ort der Pfl ege – ausgeweitet wird.

Der Bundesrat hat Ergänzungen vorgeschlagen, die größtenteils 
nicht in das Gesetz einfl ießen werden.

Anmerkung: Über die einzelnen Neuregelungen werden wir Sie bei 
Vorliegen des Gesetzes und damit verbundener verlässlicher Infor-
mationen auf dem Laufenden halten.

5. Ab 1.1.2013 müssen Unternehmer und 
Arbeitgeber Steueranmeldungen mit 
Zertifi kat übermitteln 

Bereits jetzt sind Unternehmer und Arbeitgeber gesetzlich verpfl ich-
tet, ihre Steueranmeldungen elektronisch an das Finanzamt zu über-
mitteln. Ab dem 1.1.2013 müssen Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
und Lohnsteueranmeldungen zwingend authentifi ziert übermittelt 
werden.

Von der Verpfl ichtung zur Übermittlung mit Sicherheitszertifi kat 
sind daher auch schon die Steuer(vor)anmeldungen für den De-
zember 2012 betroffen, da diese erst nach Ablauf des Monats 
und somit in 2013 zu übermitteln sind. Sollte die Registrierung 
bis dahin nicht erfolgt sein und die Steuer(vor)anmeldung aus 
diesem Grunde erst nach der gesetzlichen Abgabefrist dem Fi-
nanzamt übermittelt werden, so muss der Unternehmer mit der 
Festsetzung eines Verspätungszuschlags rechnen. Dieser kann bis 
zu 10 % der angemeldeten Steuer betragen.



Das für die authentifi zierte Übermittlung erforderliche Zertifi kat er-
halten Unternehmen und Arbeitgeber im ELSTER-Online-Portal un-
ter www.elsteronline.de/eportal in der Rubrik Registrierung. Damit 
die Steueranmeldungen auch künftig rechtzeitig und richtig an die 
Finanzverwaltung übermittelt werden, empfi ehlt es sich, die Regis-
trierung bereits jetzt schon vorzunehmen. Bei der authentifi zierten 
Übermittlung ist die elektronische Identität des Datenübermittlers 
jederzeit feststellbar. Bei der Registrierung sollten sich insbesondere 
Arbeitgeber für ein „nicht persönliches Zertifi kat“ (Organisations-
zertifi kat) unter Verwendung der Steuernummer des Unternehmens 
entscheiden.

6. Einfachere Nachweisregelungen bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen 
(Gelangensbestätigung)

Es hat sich in der Praxis gezeigt, dass die mit Wirkung zum 1.1.2012 
als einzige Nachweismöglichkeit für die Anwendung der Steuerbe-
freiung für innergemeinschaftliche Lieferungen geschaffene „Gelan-
gensbestätigung“ zu Anwendungsschwierigkeiten geführt hat. Durch 
eine erneute Änderung der Umsatzsteuerdurchführungsverordnung 
(UStDV) sollen weitere Nachweismöglichkeiten geschaffen werden. 

Bis zum (voraussichtlichen) Inkrafttreten dieser neuen Regelungen 
zum 1.7.2013 können die Unternehmer die bis zum 31.12.2011 
geltenden Nachweismöglichkeiten weiterhin anwenden.

Mit der Neufassung der UStDV wird an der Gelangensbestätigung 
– als einer Möglichkeit zur vereinfachten Nachweisführung – fest-
gehalten. Gleichzeitig werden jedoch bestimmte (weitere) Vereinfa-
chungen angeboten und geregelt, die den Erhalt einer Gelangensbe-
stätigung bzw. den Umgang mit ihr erleichtern. 

Insbesondere wird zugelassen, dass der Unternehmer das Vorliegen 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung mit einer Bescheinigung 
des von ihm beauftragten Spediteurs belegen kann. Der Unterneh-
mer kann den Nachweis über das Gelangen des Liefergegenstands in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet, sofern der vereinfachte Nachweis 
nicht erbracht werden kann, aber auch mit allen anderen zulässigen 
Belegen und Beweismitteln führen, aus denen sich das Gelangen des 
Liefergegenstands in das übrige Gemeinschaftsgebiet an den um-
satzsteuerrechtlichen Abnehmer in der Gesamtschau nachvollzieh-
bar und glaubhaft ergibt. 

Die Steuerbefreiung kommt allerdings auch nicht aufgrund des Vor-
liegens einer objektiven Beweislage in Betracht, wenn die unrich-
tige Nachweisführung dazu dient, die Identität des Abnehmers der 
innergemeinschaftlichen Lieferung zu verschleiern, um diesem im 
Bestimmungsmitgliedstaat eine Mehrwertsteuerhinterziehung zu 
ermöglichen.

7. Erbschaft- und Schenkungsteu ergesetz 
nach Auffassung des Bundesfi nanzhofs 
teilweise verfassungswidrig

Mit Beschluss vom 27.9.2012 legt der Bundesfi nanzhof (BFH) dem 
Bundesverfassungsgericht die Frage vor, ob das Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz (ErbStG) in der im Jahr 2009 geltenden Fas-
sung wegen Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz ver-
fassungswidrig ist.

Der BFH teilt zwar nicht die Ansicht des klagenden Erben, dass die 
beschränkte Gleichstellung von Personen der Steuerklasse II (u. a. 
Geschwister, Neffen und Nichten) mit Personen der Steuerklasse III 
(fremde Dritte) verfassungswidrig ist. Er ist jedoch der Auffassung, 

dass Teile des ErbStG deshalb gegen den allgemeinen Gleichheits-
satz verstoßen, weil die darin vorgesehenen Steuervergünstigungen 
in wesentlichen Teilbereichen von großer fi nanzieller Tragweite über 
das verfassungsrechtlich gerechtfertigte Maß hinausgingen. Im Ein-
zelnen stützt er seine Vorlage auf folgende Gesichtspunkte:

• Die weitgehende oder vollständige steuerliche Verschonung des 
Erwerbs von Betriebsvermögen, land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen und Anteilen an Kapitalgesellschaften oder Anteilen 
daran stellt eine nicht durch ausreichende Gemeinwohlgründe 
gerechtfertigte und damit verfassungswidrige Überprivilegie-
rung dar. 

• Das ErbStG ermöglicht es Steuerpfl ichtigen, durch rechtliche 
Gestaltungen nicht betriebsnotwendiges Vermögen, das den Be-
günstigungszweck nicht erfüllt, in unbegrenzter Höhe ohne oder 
mit nur geringer Steuerbelastung zu erwerben. 

• Die zusätzlich zu den Freibeträgen anwendbaren Steuervergüns-
tigungen zusammen mit zahlreichen anderen Verschonungen 
führen dazu, dass die Steuerbefreiung die Regel und die tat-
sächliche Besteuerung die Ausnahme sind. 

Die Verfassungsverstöße führten – so der BFH – teils für sich al-
lein, teils in ihrer Kumulation zu einer durchgehenden, das gesamte 
Gesetz erfassenden verfassungswidrigen Fehlbesteuerung, durch die 
diejenigen Steuerpfl ichtigen, die die Vergünstigungen nicht bean-
spruchen könnten, in ihrem Recht auf eine gleichmäßige, der Leis-
tungsfähigkeit entsprechende und folgerichtige Besteuerung ver-
letzt würden.

Anmerkung: Was ist hier zu tun? Eine konkrete Empfehlung ist nach 
derzeitigem Stand nicht ohne Weiteres und pauschal möglich. Es 
stellt sich die Frage, inwieweit das Bundesverfassungsgericht den 
Überlegungen des Bundesfi nanzhofs folgt. Geht man davon aus, be-
steht für betroffene Steuerpfl ichtige unter Umständen erheblicher 
Handlungs- und entsprechender qualifi zierter Beratungsbedarf. 
Entsprechende Steuerbescheide sollten ggf. in Absprache mit uns 
offengehalten werden. Auch sollten Sie bei Bedarf ein Vorziehen von 
Betriebsvermögensübertragungen mit uns besprechen.

8. Handlungsempfehlungen und Gestaltungs-
hinweise zum Jahresende 2012

In dieser Rubrik fassen wir für Sie zum Jahresende allgemeine und 
wichtige Informationen kurz zusammen, über die Sie einmal nach-
denken und mit uns sprechen sollten. Bitte nutzen Sie die Gelegen-
heit vor Jahresende – auch um weitere Zukunftsplanungen oder 
Probleme zu besprechen!

• Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen - wenn sinn-
voll: Steuerpfl ichtige können für neue oder gebrauchte beweg-
liche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen 
oder herstellen wollen – unter weiteren Voraussetzungen wie 
z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % und Ein-
haltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinn-
grenzen (wie bei der Sonderabschreibung, siehe nachfolgend) –, 
bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten steuerlich gewinnmindernd abziehen. Der Abzugs-
betrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und den drei Vorjah-
ren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

 Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2013 
eine Maschine im Wert von netto 50.000 € anschaffen. Hierfür 
kann er bereits für 2012 einen Investitionsabzugsbetrag in Höhe 
von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 
nehmen, der sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt.



Basiszinssatz: 
(in Prozent)
(§ 247 Abs. 1 BGB)

1.1. – 30.06.2002 = 2,57
1.7. – 31.12.2002 = 2,47
1.1. – 30.06.2003 = 1,97
1.7. – 31.12.2003 = 1,22
1.1. – 30.06.2004 = 1,14
1.7. – 31.12.2004 = 1,13
1.1. – 30.06.2005 = 1,21

1.7. – 31.12.2005 = 1,17 
1.1. – 30.06.2006 = 1,37
1.7. – 31.12.2006 = 1,95 
1.1. – 30.06.2007 = 2,70
1.7. – 31.12.2007 = 3,19
1.1. – 30.06.2008 = 3,32
1.7. – 31.12.2008 = 3,19

1.1. – 30.06.2009 = 1,62
1.7. - 31.12.2009 = 0,12
1.1. - 30.06.2010 = 0,12
1.7. - 31.12.2010 = 0,12
1.1. - 30.06.2011 = 0,12
1.7. - 31.12.2011 = 0,37

seit 1.1.2012 = 0,12

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)
seit 1.1.2002

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Eventuelle Änderungen der Daten, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst in der nächsten Ausgabe 
berücksichtigt werden! Trotz gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge kann eine Haftung für deren Inhalt nicht übernommen werden.

 Der Unternehmer kann dann die Bemessungsgrundlage für 
die weiteren Abschreibungen und Sonderabschreibungen auf 
30.000 € vermindern, um die erforderliche steuerliche Hinzu-
rechnung auszugleichen. Schafft er im Januar des Jahres 2013 
die Maschine an, kann er zusätzlich eine Sonderabschreibung in 
Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd ansetzen.

 Unterbleibt die geplante Investition oder ist die beabsichtigte 
Anschaffung/Herstellung und die später tatsächlich durchge-
führte Investition nicht gleichartig, ist die Berücksichtigung 
des Investitionsabzugsbetrages in dem Wirtschaftsjahr rück-
gängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür werden 
bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zins-
aufwendungen. 

 Das Niedersächsische Finanzgericht hat mit Urteil vom 5.5.2011 
entschieden, dass die Aufgabe der Investitionsabsicht nach 
Erlass des Steuerbescheides, in dem ein Investitionsabzugsbe-
trag berücksichtigt wurde, ein rückwirkendes Ereignis im Sinne 
der Abgabenordnung darstellt. Dies hätte zur Folge, dass eine 
Vollverzinsung – entgegen der Auffassung der Finanzver-
waltung – faktisch entfallen würde. Diese Problematik muss 
mittelfristig noch höchstrichterlich geklärt werden. Bis dahin 
sollten Zinsfestsetzungen bei geänderten Steuerbescheiden 
wegen ausgebliebener Investition angefochten werden. Nach 
aktuellen Informationen soll durch das Jahressteuergesetz 2013 
die Verzinsungsregelung beim Investitionsabzugsbetrag klarer 
defi niert werden.

 Anmerkung: Der Investitionsabzugsbetrag kann unter weiteren 
Voraussetzungen (z. B. eine betriebliche Nutzung zu mindestens 
90 % im Jahr des Erwerbes und im Folgejahr) auch für einen be-
trieblichen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis 
der über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein Fahrten-
buch zu führen. Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeit-
nehmern zur Verfügung gestellt – dazu zählen auch angestellte 
GmbH-Geschäftsführer –, wird die ausschließliche betriebliche 
Nutzung vom Finanzamt ohne weitere Prüfung anerkannt. Hier 
wird ggf. vom Arbeitnehmer ein Sachbezug zu versteuern sein.

• Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unternehmen: 
Kleine und mittlere Unternehmen profi tieren von der Sonderab-
schreibung von bis zu 20 %. Werden bewegliche Wirtschaftsgü-
ter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 
Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
sowie in den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen Ab-
schreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von ins-
gesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der Unter-
nehmer kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent 
der Sonderabschreibung beanspruchen will und damit die Höhe 
des Gewinns steuern.

 Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Be-
triebsvermögensgrenzen betragen – wie bei Inanspruchnahme 
des Investitionsabzugsbetrages – bei Bilanzierenden 235.000 € 
bzw. 125.000 € bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft; die 
Gewinngrenzen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern liegt bei 
100.000 €. 

•  Geschenke an Geschäftsfreunde: Steuerpfl ichtige bedanken 
sich i. d. R. für die gute Zusammenarbeit am Jahresende bei ih-
ren Geschäftspartnern mit kleinen Geschenken. Solche „Sach-
zuwendungen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unter-
nehmers sind – also z. B. Kunden, Geschäftsfreunde –, dürfen 
als Betriebsausgaben abgezogen werden, wenn die Kosten der 
Gegenstände pro Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer 
(falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht 
übersteigen. Ist der Betrag höher oder werden an einen Emp-
fänger im Wirtschaftsjahr mehrere Geschenke überreicht, deren 
Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugs-
möglichkeit in vollem Umfang. Eine Ausnahme sind Geschenke 
bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich um Streu-
werbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungs-
pfl icht der Empfänger.

 Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € 
im Jahr pro Empfänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % 
(zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand 
stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Empfänger 
von der Steuerübernahme zu unterrichten. Davon sind dann 
auch Geschenke bis zu 35 € betroffen.

•  Geschenke an Arbeitnehmer: Will der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmer neben den üblichen Zuwendungen auch ein Ge-
schenk z. B. zum Jahresende überreichen, so kann er eine be-
sondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitarbeiter 
können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag 
und Kirchensteuer) pauschal besteuert werden. Sie sind aller-
dings sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann die 
Aufwendungen (für seine Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben 
ansetzen.

•  Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung: Arbeitgeber können 
ihren Arbeitnehmern bei Betriebsveranstaltungen – also z. B. für 
eine Weihnachtsfeier – bis 110 € (kein Bargeld!) einschließlich 
Umsatzsteuer je Veranstaltung (höchstens zwei Mal im Jahr) 
und Arbeitnehmer steuerfrei zuwenden. Bei Überschreiten der 
Freigrenze ist der gesamte Betrag dem Lohn hinzuzurechnen 
und wird somit lohnsteuer- und sozialversicherungspfl ichtig. Die 
Zuwendungen können jedoch durch den Arbeitgeber mit 25 % 
pauschal versteuert werden; dann bleiben sie sozialversiche-
rungsfrei.


